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1. ÖBB verkürzen Anmeldefrist für mobilitätseingeschränkte Personen
Wir Menschen reisen gerne und viel. Neben dem Individualverkehr stellt vor allem der öffentliche Verkehr eine sehr gute Möglichkeit dar, unterwegs zu sein. So bietet unter anderem eine Reise mit dem Zug eine gute Möglichkeit, Land und Leute auf unkomplizierte Weise kennen zu lernen. Die Fortbewegung mit dem Zug ist eine wunderschöne und an sich einfache Möglichkeit zu verreisen.

Für Menschen mit einer (Mobilitäts-)Einschränkung (Rollstuhl oder Ähnliches) jedoch sieht die Sache etwas komplizierter aus. Einerseits ist die Frage der passenden Infrastruktur (z.B. Stufen ins Bahnhofgebäude, Erreichbarkeit des Fahrscheinautomaten, Erreichbarkeit des Bahnsteigs etc.) im Bahnhof zu klären. Auf der anderen Seite gilt es auch zu beachten, ob die Zuggarnitur an sich z.B. für einen Rollstuhl tauglich ist (Rollstuhlstellplatz, Behindertentoilette, Ein- und Ausstiegshilfe etc.). 
Bei allen Fragen rund ums Reisen mit einer Mobilitätseinschränkung steht die Mobilitätsservice-Zentrale der Österreichischen Bundesbahnen (Ö B B) zur Verfügung. Grundsätzlich ist es notwendig eine gewünschte Fahrt bei den Ö B B kostenlos anzumelden (Mobilitätsservice-Zentrale, Ö B B-Personenkasse, INFO-Point am Bahnhof, Homepage). Dies dient dazu, um eine „Hilfestellung am Bahnhof bestmöglich organisieren und gewährleisten zu können“. 

Die Ö B B hat nun Verbesserungen in Bezug auf Reisen von Menschen mit Behinderungen durchgeführt. Die kostenfreie Anmeldung wurde für Fahrten im Inlandsreiseverkehr von 24 Stunden auf 12 Stunden vor Reiseantritt verkürzt. Bei internationalen Reisen gilt nach wie vor eine Anmeldefrist von 48 Stunden vor Reisebeginn. 3 Stunden Anmeldefrist sind bei Fahrten zwischen Ö B B Hauptbahnhöfen vorgesehen. 

Zwischen folgenden Bahnhöfen reicht eine Anmeldung bis zu mindestens 3 Stunden vor der Fahrt: Wien West, St. Pölten Hbf., Linz Hbf., Wels Hbf., Attnang-Puchheim, Salzburg Hbf., Innsbruck Hbf., Bregenz, Wien Meidling, Wr. Neustadt, Bruck/Mur, Graz Hbf., Leoben, Klagenfurt Hbf. und Villach Hbf.
„Aufgrund der verkürzten Anmeldefrist ist die Reservierung eines freien Rollstuhlstellplatzes nicht mehr möglich und kann daher auch nicht garantiert werden. Ebenfalls entfällt die Verständigung über eventuelle Wagenausfälle.“

„Bei Reiseantritt vor 9 Uhr ist es erforderlich ihren Reisewunsch bis 18 Uhr des Vortages in der Mobilitätsservice Zentrale bekannt zu geben.“
Alle Informationen zum Thema barrierefreies Reisen mit der Ö B B finden Sie in der Broschüre „Wir für Sie – Service für mobilitätseingeschränkte Reisende“. 
Weiters finden Sie hier Informationen zum Thema barrierefreies Reisen mit der Ö B B in Leicht Lesen.

Weitere Informationen finden Sie unter http://www.oebb.at/de/leistungen-und-services/im-zug/barrierefreies-reisen
Kontakt:
Online-Formular zur Reise-Anmeldung
Ö B B-Kundenservice - Mobilitätsservice Zentrale
Telefon: (0) 5 1717-5

E-Mail: msz@pv.oebb.at
Informationen entnommen aus:

https://www.bizeps.or.at/oebb-verkuerzen-anmeldefrist-bei-bahnreisen-im-inland/
http://www.oebb.at/de/leistungen-und-services/im-zug/barrierefreies-reisen
2. Graz: Taktile Leitsysteme müssen freigehalten werden – Strafen bei widerrechtlich abgestellten Fahrrädern und Fahrzeugen 
„Wenn du nicht weißt, wo du hingehst, wird dich jede Straße dorthin bringen.“, schrieb einst der britische Schriftsteller Lewis Carroll. Das trifft wohl auf nahezu jeden Menschen zu, der im öffentlichen Raum unterwegs ist. Vor allem trifft es auch dann zu, wenn man zu Fuß sein Ziel erreichen will. All die Wege und Straßen sind meist gut beschildert oder es gibt jede Menge an Beschreibungen, um das gewünschte Ziel zu erreichen.

Schwierig wird die Situation, wenn Menschen mit einer Sehbeeinträchtigung bzw. blinde Menschen ihren Weg zu Fuß finden wollen. Um die Orientierung im öffentlichen Raum zu verbessern bzw. zu ermöglichen, gibt es sogenannte taktile Leitsysteme. Dabei handelt es sich um Leitstreifen (Rillen) und Aufmerksamkeitsfelder (Noppenfelder). Diese sind im Boden integriert und können mit einem Blindenstock wahrgenommen werden. Diese taktilen Leitsysteme sind so im öffentlichen Raum (aber auch z.B. in Gebäuden) verlegt, dass sie Menschen mit einer Sehbeeinträchtigung sicher durch eine Stadt leiten können. Sie sind auf Gehsteigen, bei Straßenkreuzungen und auch Haltestellen verlegt. So sorgen Sie dafür, dass betroffene Personen eine Orientierungshilfe zur Verfügung haben.

Viele Menschen wissen nicht von der großen Bedeutung dieser im Boden verlegten Linien. Daher kommt es immer wieder dazu, dass Leitlinien von unaufmerksamen und unwissenden Personen verstellt und blockiert werden. Das führt dazu, dass Menschen mit Blindenstock diese Linien verlassen und sich dadurch einer Gefahr aussetzen müssen. Wenn diese Leitsysteme nicht mehr ertastbar sind, müssen betroffene Menschen einen gesicherten Pfad verlassen und befinden sich dadurch in einem für sie unbekannten Bereich. Daher wissen sie auch nicht, wo dann im konkreten Fall potentielle Gefahren lauern.

Das Verstellen bzw. Halten und Parken ist laut Straßenverkehrsordnung (StVO) in diesen Bereichen verboten. Ermöglicht wurde die Strafbarkeit durch eine Novelle der StVO. Hierbei wurden u.a. Leitlinien unter verschärften Schutz gestellt. Die StVO (BGBl. Nr. 159/1960, § 24, Abs. k und l) besagt, dass das Halten und Parken „(…) vor Rampen zur barrierefreien Erschließung von Verkehrsflächen oder wenn Leiteinrichtungen für Menschen mit Sehbehinderung nicht bestimmungsgemäß genutzt werden können“ verboten ist. 
Weiters besagt die StVO (BGBl. Nr. 159/1960, § 31, Abs. 1), dass „(…) Einrichtungen zur Regelung und Sicherung des Verkehrs (insbesondere (…) Verkehrsleiteinrichtungen, Leiteinrichtungen für Menschen mit Sehbehinderung, (…)) nicht beschädigt oder unbefugt angebracht, entfernt, verdeckt oder in ihrer Lage oder Bedeutung verändert werden“ dürfen.

Die Stadt Graz hat nun auf den Missstand der verstellten bzw. zugeparkten taktilen Leitsysteme reagiert. In einer ersten Informationskampagne wurden falsch geparkte Autos bzw. Fahrräder mit einem gelben Zettel versehen. Hierbei wurde auf die Bedeutung und Wichtigkeit dieser Einrichtungen hingewiesen – rund 2400 mal wurden entsprechende Zettel angebracht. Nach dem Ende dieser Informationskampagne hat die Stadt Graz nun das städtische Straßenamt als beauftragte Vollzugsbehörde dieses Gesetzes damit betraut, entsprechende Strafen zu vollziehen. Erkenntlich gemacht werden diese Strafen in Form einer roten Schleife. Die Höhe der Strafe beläuft sich auf rund € 30.
„Ein widerrechtlich abgestelltes Fahrrad zieht gleich hohe Strafen wie ein falsch geparktes Auto nach sich, wobei sich die Höhe der Geldbuße am Vergehen und dessen Begleitumständen orientiert und somit recht unterschiedlich ausfallen kann. Dazu kommt die Abschleppgebühr, die für ein Fahrrad 29,64 Euro inklusive Mehrwertsteuer beträgt, sowie eine Lagergebühr von 1,78 Euro pro Tag.“ 

Da es sich hier um ein Bundesgesetz handelt, können die Strafen auch auf andere Städte in Österreich ausgeweitet werden.
Im August endete die Informationsphase, nun wird die Strafregelung vollzogen.
Hier finden Sie die gesamte Rechtsvorschrift für Straßenverkehrsordnung 1960 vom Stand am 3. Oktober 2017.
Informationen entnommen aus:

http://steiermark.orf.at/news/stories/2851590/
https://www.graz.at/cms/dokumente/10295662_7852714/f654fb81/BIG_August_2017_WEB.pdf http://www.kleinezeitung.at/steiermark/graz/5295290/Leitlinien-fuer-Blinde-verstellt_65-Fahrraeder-abgeschleppt
3. Heizkostenzuschuss des Landes Steiermark
Alle Jahre wieder kommt sie, die kalte Jahreszeit. Sehr oft kommt auch wieder die Frage, wie kann ich es mir leisten, ein warmes Heim zu haben?! „Habe ich genug Geld, damit ich über die Runden komme?“, fragen sich viele einkommensschwache Personen und Familien. Stets steigende Allgemeinkosten bzw. steigende Lebenserhaltungskosten sind für viele Menschen nicht mehr finanzierbar.

Das Land Steiermark hat in diesem Jahr wieder beschlossen, Menschen mit geringem Einkommen unter gewissen Voraussetzungen mit einer einmaligen Zahlung zu unterstützen. „Der Heizkostenzuschuss kann pro Haushalt und Heizperiode einmal im Jahr beantragt werden und beträgt für alle Heizungsarten einheitlich 120 Euro.“

„Anspruchsberechtigt sind Personen, die mindestens seit dem 01.09.2017 ihren Hauptwohnsitz in der Steiermark haben, keinen Anspruch auf die Wohnbeihilfe NEU haben und deren Haushaltseinkommen die nachfolgenden Grenzen nicht übersteigt: 

· alleinstehende Personen: € 1.185,-

· Ehepaare bzw. Haushaltsgemeinschaften: € 1.777,-

· Erhöhungsbeitrag pro Familienbeihilfe beziehendem Kind: € 355,-

Berechnungsgrundlage ist das Jahresgehalt. Wenn mehr als zwölf Monatsgehälter bezogen werden, so sind diese in die genannten Einkommensgrenzen einzurechnen. Als Monatsnettoeinkommen ist 1/12 des Jahresnettoeinkommens heranzuziehen. 

Nachweislich geleistete Unterhaltszahlungen an geschiedene Ehegatten und Kinder werden vom Einkommen bei der Ermittlung der Berechnungsgrundlage abgezogen.“ 

Sie können den Heizkostenzuschuss vom 15. September 2017 bis 20. Dezember 2017 beantragen. Zuständig sind jeweils die Gemeindeämter, Stadtämter, sowie die Servicecenter und Servicestellen der Stadt Graz. 

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://www.soziales.steiermark.at/cms/ziel/69312935/DE/
Hier finden Sie die Richtlinien für den Heizkostenzuschuss des Landes Steiermark 2017/2018.

Informationen entnommen aus: 

http://www.soziales.steiermark.at/cms/ziel/69312935/DE/ 
F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------
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